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Ein mutwilliger Antragauf WiederaufnahmeeinesAbgabeverfahrens.
Der Verwaltungsgerichtshof verhängt über einen Rechtsanwalt

eineMutwillensstrafe .
Ein Gastwirt war wegenNichtfatierung eines Teiles seiner Kü¬

chenlosungen zur Nahrungs - oderGenussmittelabgabe vom Magistrat bestraft
worden ,woraufer durch den RechtsanwaltDr . AlfonsFasser dieWiederauf-¬
nahme des Strafverfahrens mit der Begründung beantragt hatte ,dass die un¬

regelmässige Gebarung in der Küche von seiner Gattin ohne sein Vorwissen
eingeführt worden sei .Da die Behörde niemals bewiesen habe ,dass er An¬
stifter oder Mitwisser der Tat seiner Gattin gewesen wäre,habe sie den

Strafbescheid ihm gegenüber erschlichen .
Die Wiener Landesregierung hat diesen ganz aussichtslosen und

mutwilligen Wiederaufnahmeantrag abgewiesen und gleichzeitig über den

Rechtsanwalteine Mutwillensstrafevon100Schilling verhängt .DerRechts¬
anwalt ergriff gegen diese Entscheidung der Wiener Landesregierung die
Beschwerie an den Verwaltungsgerichtshof . Dieserhat nun die Mutwillens¬
strafe mit der Begründungaufgehoben ,dass nachdemVerwaltungsstrafgesetz
gegenden Beschuldigteneine Mutwillensstrafenicht verhängt werdendürfe .
Die gleichzeitig eingebrachte Beschwerdegegen die Entscheidung überden
Wiederaufnahmeantraghat der Verwaltungsgerichtshofjedochabgewiesen
undüberdenbeschwerdeführendenRechtsanwaltselbst eineMutwillensstrafe
von 100 Schilling verhängt .

In der Begründungdes Erkenntnisses führt derVerwaltungsge¬
richtshof aus ,dass das Erschleicheneines BescheidesnachdemAllgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzdurchdie Behörde ,die den Bescheiderlasse ,
überhauptunmöglichsei .Jedes Erschleichensetze nämlicheinelistige
Handlung einer von der Behörde und deren Organen verschiedenen Person
voraus,ohnewelcheHandlungdie Behördeden Bescheidnicht erlassenhaben
würde,Beidieser Sach - undRechtslagehabeeine WiederaufnahmedesVer¬
fahrens vonallem Anfangan als völlig aussichtslos erscheinenmüssen,
worübernamentlichder Vertreter des BeschwerdeführersalsRechtanwalt
nicht habe im Unklaren sein können .Es sei also eine mutwillige Inanspruch¬
nahmeder Tätigkeit des Verwaltungsgerichtshofesvorgelegen .

Sitzungder BezirksvertretungMariahilf .
DieBezirksvertretungMariahilftritt amDonnerstag ,den26 .

Jänner,um18Uhrzu einer öffentlichenSitzungzusammen.
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